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Wichtige neue Entscheidung 

 
Fahrerlaubnisrecht: Empfehlung der Grenzwertkommission von September 2015  
 
§ 11 Abs. 7, § 46 Abs. 1, Abs. 3 FeV, Nr. 9.2.2 der Anlage 4 zur FeV 
 
Entziehung der Fahrerlaubnis 
Gelegentlicher Cannabiskonsum 
Trennungsvermögen 
THC-Grenzwert hinsichtlich Trennungsvermögen  
Empfehlung der Grenzwertkommission von September 2015 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 23.05.2016, Az. 11 CS 16.690 
 
 
 
Leitsatz: 

Auch unter Berücksichtigung der Empfehlung der Grenzwertkommission vom September 

2015 kann weiterhin ab einer THC-Konzentration von 1,0 ng/ml im Blutserum von fehlen-

dem Trennungsvermögen zwischen gelegentlichem Cannabiskonsum und dem Führen 

eines Kraftfahrzeugs ausgegangen werden. 

 

Hinweise: 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) beschäftigt sich als – soweit ersicht-

lich – erstes Obergericht mit der sog. „Empfehlung der Grenzwertkommission für die Kon-



zentration von Tetrahydrocannabinol (THC) im Blutserum zur Feststellung des Trennungs-

vermögens von Cannabiskonsum und Fahren“ von September 2015 (abgedruckt in der 

Zeitschrift Blutalkohol 2015, 322). Die Kommission hatte auf der Grundlage näherer Erläu-

terungen empfohlen, „bei der Feststellung einer THC-Konzentration von 3,0 ng/ml oder 

mehr im Blutserum bei gelegentlich Cannabis konsumierenden Personen ein Trennung 

von Konsum und Fahren im Sinne von Nr. 9.2.2 der Anlage 4 zur FeV zu verneinen.“ 

 

Der Senat bemerkt hierzu richtig, aus den von der Kommission gemachten Ausführungen 

ergebe sich lediglich, dass bei einer THC-Konzentration ab 3,0 ng/ml Serum entweder ein 

zeitnaher oder ein häufiger Konsum vorgelegen haben müsse, nicht aber, dass erst ab 

einer solchen Konzentration von einer möglichen Beeinträchtigung der Fahrsicherheit und 

fehlendem Trennungsvermögen auszugehen wäre (Rn. 17). Diese mögliche Beeinträchti-

gung der Fahrsicherheit ist aber der nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-

richtes (Urteil vom 23.10.2014, Az. 3 C 3.13, juris Rn. 33; ebenfalls als „wichtige neue Ent-

scheidung“ veröffentlicht) relevante Maßstab für das Trennungsvermögen zwischen Kon-

sum und Fahren: Ein gelegentlicher Konsument von Cannabis trennt dann nicht in der ge-

botenen Weise zwischen diesem Konsum und dem Führen eines Kraftfahrzeugs, wenn er 

fährt, obwohl eine durch den Drogenkonsum bedingte Beeinträchtigung seiner Fahrtüch-

tigkeit nicht auszuschließen ist; mangelndes Trennungsvermögen ist demnach bei einer 

THC-Konzentration ab 1,0 ng/ml THC/Serum anzunehmen (BVerwG a.a.O., Rn. 37 bis 

39).  

 

Insofern verkennt die – wohl etwas missverständliche – Empfehlung der Grenzwertkom-

mission zum einen, dass es hinsichtlich des fehlenden Trennungsvermögens nicht auf den 

Nachweis einer Leistungseinbuße ankommt, sondern deren Möglichkeit ausreicht und zum 

anderen, dass in diesem Zusammenhang nicht die Abbaugeschwindigkeit von Bedeutung 

ist, sondern der THC-Gehalt zum Zeitpunkt der Fahrt. Lesenswert sind in diesem Zusam-

menhang auch die vom VG Gelsenkirchen im Urteil vom 20.01.2016, Az. 9 K 1253/15, 

juris, wiedergegebenen Ausführungen des Vorsitzenden der Grenzwertkommission; der 

BayVGH verweist hierauf in Rn. 18.  

 

Bei dem in Rn. 17 der BA zweimal in Bezug genommenen, von der Grenzwertkommission 

aufgestellten Grenzwert von 1,0 ng/ml THC/Serum handelt es sich um den sog. „Analyti-

schen Grenzwert“ (vgl. Empfehlungen der Grenzwertkommission zur Änderung der Anlage 



zu § 24a StVG, abgedruckt in der Zeitschrift Blutalkohol 2007, 311). Ab diesem Grenzwert 

können Cannabis-Konzentrationen sicher nachgewiesen und quantitativ präzise und rich-

tig bestimmt werden, so dass hierauf auch eine Ahndung nach § 24a StVG gestützt wer-

den kann.   

 

 

Niese 
Oberlandesanwalt 
 

 

  



11 CS 16.690 

RO 8 S 16.321 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

******* ***********, 

****-*****-***. * *, ***** ***********, 

 - ************* - 

 

**************: 

************ ****** *******, 

*********. *, ***** **********, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

wegen 

 

Entziehung der Fahrerlaubnis 

(Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO); 

hier: Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Bayerischen Verwal-

tungsgerichts Regensburg vom 21. März 2016, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 11. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Borgmann, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Stadlöder, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Geist 

 

 

 



ohne mündliche Verhandlung am 23. Mai 2016 

folgenden 

Beschluss: 

 

 I. Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

 II. Der Antragsteller trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

 III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 5.000,- Euro 

festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Der Antragsteller wendet sich gegen die sofortige Vollziehbarkeit der Entziehung sei-

ner Fahrerlaubnis und der Verpflichtung zur Ablieferung seines Führerscheins. 

 

Nach einer Mitteilung des Polizeipräsidiums Oberpfalz an das Landratsamt Regens-

burg (im Folgenden: Landratsamt) wurde der am *** ****** 1991 geborene Antragstel-

ler am 28. November 2015 um 2:15 Uhr als Führer eines Kraftfahrzeugs einer ver-

dachtsunabhängigen Verkehrskontrolle unterzogen. Die Untersuchung der mit sei-

nem Einverständnis um 3:10 Uhr entnommenen Blutprobe ergab nach dem Gutach-

ten des Instituts für Rechtsmedizin der Universität Erlangen-Nürnberg vom 

9. Dezember 2015 ein positives Ergebnis auf Cannabinoide (THC: 2,6 ng/ml, 11-

Hydroxy-THC: 0,9 ng/ml, THC-Carbonsäure: 55 ng/ml). 

 

Nach Anhörung des Antragstellers entzog ihm das Landratsamt mit Bescheid vom 

24. Februar 2016 die Fahrerlaubnis der Klassen AM, A1, A2, A, B und L (Nr. 1), ver-

pflichtete ihn zur Abgabe seines Führerscheins (Nr. 2), ordnete hinsichtlich der Nrn. 1 

und 2 die sofortige Vollziehung an (Nr. 3) und drohte für den Fall der nicht fristge-

rechten Abgabe des Führerscheins ein Zwangsgeld an (Nr. 4). Der Antragsteller sei 

zum Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet. Er sei mindestens gelegentlicher Can-

nabiskonsument. Bereits am 5. Juni 2010 sowie nochmals in engem zeitlichen Zu-

sammenhang mit der Fahrt am 28. November 2015 habe er Cannabis konsumiert. Er 

sei auch nicht bereit, zwischen dem Konsum und dem Führen von Kraftfahrzeugen 

zu trennen. Dies ergebe sich aus der festgestellten THC-Konzentration. Bereits ab 

einem THC-Wert von 1,0 ng/ml könne eine cannabisbedingte Beeinträchtigung der 
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Fahrtüchtigkeit nicht mehr ausgeschlossen werden. 

 

Über den gegen diesen Bescheid eingelegten Widerspruch hat die Widerspruchsbe-

hörde – soweit ersichtlich – noch nicht entschieden. Den Antrag auf Wiederherstel-

lung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs hat das Verwaltungsgericht Re-

gensburg mit Beschluss vom 21. März 2016 abgelehnt. Der Antragsteller habe zu-

mindest gelegentlich Cannabis konsumiert und den Konsum von Cannabis und das 

Führen eines Kraftfahrzeugs nicht hinreichend zu trennen vermocht. Er habe selbst 

eingeräumt, am Vorabend der Fahrt Cannabis konsumiert zu haben. Er müsse auch 

den Konsumakt vom 5. Juni 2010 gegen sich gelten lassen. Außerdem habe er im 

Rahmen der polizeilichen Kontrolle zunächst angegeben, auch im Sommer 2015 

Cannabis konsumiert zu haben. Später habe er sich dahingehend eingelassen, in der 

Nacht vom 24. auf den 25. November 2015 Cannabis konsumiert zu haben. Damit 

stünden neben dem Konsum vom 5. Juni 2010 und der Fahrt am 28. November 2015 

noch zwei weitere Konsumakte im Raum. Von mangelndem Trennungsvermögen sei 

bei einer Fahrt nach Cannabiskonsum auch ohne Auffälligkeit bereits ab einem THC-

Wert von 1,0 ng/ml auszugehen. 

 

Zur Begründung der hiergegen eingereichten Beschwerde, der der Antragsgegner 

entgegentritt, lässt der Antragsteller im Wesentlichen ausführen, die Darlegungslast 

für gelegentlichen Cannabiskonsum trage die Behörde und nicht der Betroffene. Das 

gelte mit zunehmender Zeitdifferenz auch für den Zusammenhang zwischen zwei 

Konsumvorgängen als Voraussetzung für die Annahme gelegentlichen Cannabis-

konsums. Zwischen den Konsumvorgängen vom 5. Juni 2010 und vom 28. No-

vember 2015 sei ein solcher Zusammenhang nicht zu erkennen. Der Konsum des 

Antragstellers als Jugendlicher bzw. Heranwachsender im Sommer 2010 könne auf-

grund des Zeitablaufs hier nicht mehr herangezogen werden. Das Verwaltungsge-

richt habe auch zu Unrecht angenommen, dass der Antragsteller nicht zwischen dem 

Konsum von Cannabis und dem Führen eines Kraftfahrzeugs trennen könne. Die 

Grenzwertkommission, die die Bundesregierung berate und an deren Sachkunde 

keinerlei Zweifel bestünden, habe im September 2015 aufgrund neuer Erkenntnisse 

die Empfehlung herausgegeben, dass die gebotene Trennung zwischen Konsum und 

Fahren nicht mehr ab 1,0 ng/ml THC im Blutserum, sondern erst ab einem Grenzwert 

von 3,0 ng/ml THC zu verneinen sei. 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten beider Instanzen 

und die vorgelegten Behördenakten Bezug genommen. 
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II. 

 

Die zulässige Beschwerde hat in der Sache keinen Erfolg.  

 

1. Aus den im Beschwerdeverfahren vorgetragenen Gründen, auf deren Prüfung der 

Verwaltungsgerichtshof beschränkt ist (§ 146 Abs. 4 Sätze 1 und 6 VwGO), ergibt 

sich nicht, dass der angefochtene Bescheid rechtswidrig wäre. Der Antragsteller ist 

gelegentlicher Cannabiskonsument und entweder nicht bereit oder nicht in der Lage, 

zwischen dem Konsum und dem Führen eines Kraftfahrzeugs zu trennen. 

 

a) Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes vom 5. März 2003 (StVG, 

BGBl I S. 310), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juni 2015 (BGBl I S. 9042), 

und § 46 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über die Zulassung von Personen zum Stra-

ßenverkehr vom 18. Dezember 2010 (Fahrerlaubnis-Verordnung – FeV, BGBl I 

S. 1980), zuletzt geändert durch Verordnung vom 2. Oktober 2015 (BGBl I S. 1674), 

hat die Fahrerlaubnisbehörde die Fahrerlaubnis zu entziehen, wenn sich ihr Inhaber 

als ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen erweist. Werden Tatsachen be-

kannt, die Bedenken begründen, dass der Inhaber einer Fahrerlaubnis zum Führen 

eines Kraftfahrzeugs ungeeignet oder bedingt geeignet ist, finden die §§ 11 bis 14 

FeV entsprechend Anwendung (§ 46 Abs. 3 FeV). Gemäß § 11 Abs. 7 FeV unter-

bleibt die Anordnung zur Beibringung eines Gutachtens, wenn die Nichteignung des 

Betroffenen zur Überzeugung der Fahrerlaubnisbehörde feststeht (BVerwG, U.v. 

23.10.2014 – 3 C 3.13 – NJW 2015, 2439 Rn. 36).  

 

Nach Nr. 9.2.2 der Anlage 4 zu §§ 11, 13 und 14 FeV ist ungeeignet zum Führen von 

Kraftfahrzeugen, wer bei gelegentlicher Einnahme von Cannabis den Konsum und 

das Fahren nicht trennt. Gelegentlicher Konsum von Cannabis liegt vor, wenn der 

Betroffene in zumindest zwei selbständigen Konsumvorgängen Cannabis zu sich 

genommen hat und diese Konsumvorgänge einen gewissen, auch zeitlichen Zu-

sammenhang aufweisen. Ein gelegentlicher Konsument von Cannabis trennt dann 

nicht in der gebotenen Weise zwischen diesem Konsum und dem Führen eines Kraft-

fahrzeugs, wenn er fährt, obwohl angesichts des bei ihm festgestellten Tetrahydro-

cannabinol-Werts (THC) eine hierdurch bedingte Beeinträchtigung seiner Fahrtüch-

tigkeit nicht auszuschließen ist (stRspr, zuletzt BVerwG, U.v. 23.10.2014 a.a.O.; 

BayVGH, B.v. 18.4.2016 – 11 ZB 16.285 – juris Rn. 11).  

 

b) Der Antragsteller hat nach seiner eigenen Einlassung – unabhängig von der Be-

rücksichtigung des Vorfalls im Sommer 2010 – mindestens zweimal Cannabis in 

voneinander unabhängigen Konsumakten eingenommen und ist damit als gelegentli-
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cher Cannabiskonsument anzusehen. 

 

Zum einen steht aufgrund des Gutachtens der Universität Erlangen-Nürnberg vom 

9. Dezember 2015 fest, dass er in engem zeitlichen Zusammenhang mit der Fahrt 

am 28. November 2015 Cannabisprodukte konsumiert hat. Das hat der Antragsteller 

im Übrigen auch selbst eingeräumt. 

 

Neben dem ebenfalls unstreitigen weiteren Konsum am 5. Juni 2010, dessen Zu-

sammenhang mit dem aktuellen Konsum der Antragsteller allerdings in Abrede stellt, 

hat er dem Vermerk des Polizeipräsidiums Oberpfalz vom 30. Dezember 2015 zufol-

ge bei der Verkehrskontrolle am 28. November 2015 zunächst angegeben, „zuletzt 

im Sommer“ Cannabis geraucht zu haben. Diese Zeitangabe bezog sich offenbar auf 

den Sommer des Jahres 2015; zumindest hat der Antragsteller nichts Gegenteiliges 

behauptet. Im weiteren Verlauf der Kontrolle änderte er seine Einlassung dahinge-

hend, in der Nacht vom 24. auf den 25. November 2015, also etwa 72 Stunden vor 

der Fahrt, einen Joint geraucht zu haben. Soweit das Verwaltungsgericht daraus 

zwei weitere Konsumakte im Jahr 2015 und damit – nach Auffassung des Senats 

zutreffend – den notwendigen Zusammenhang mit dem Konsum vor der Fahrt am 28. 

November 2015 herleitet, ist der Antragsteller dem in der Beschwerdebegründung 

nicht entgegengetreten. Daher kommt es hier auf die Frage, ob zwischen dem Kon-

sum am 5. Juni 2010 und dem weiteren Konsum im Vorfeld der Fahrt der für die An-

nahme gelegentlichen Cannabiskonsums notwendige zeitliche Zusammenhang be-

steht, nicht an. 

 

Lediglich ergänzend sei allerdings angemerkt, dass die Einlassung des Antragstellers 

im Schriftsatz seines Prozessbevollmächtigten vom 22. Februar 2016 gegenüber 

dem Landratsamt, es habe sich bei seiner Angabe eines weiter zurückliegenden 

Konsums gegenüber den Polizeibediensteten im Rahmen der Verkehrskontrolle um 

eine Schutzbehauptung gehandelt, um auf diese Weise einem Straf- oder Ord-

nungswidrigkeitsvorwurf zu entgehen, weder nachvollziehbar noch überzeugend ist. 

Zwar kann der Fahrlässigkeitsvorwurf bei einer Ordnungswidrigkeit gemäß § 24a 

Abs. 2, Abs. 3 StVG (Fahrt nach Cannabiskonsum) ausnahmsweise entfallen, wenn 

der Betreffende die Fahrt erst nach längerem Zuwarten angetreten hat und er zu die-

sem Zeitpunkt auch unter Berücksichtigung atypischer Rauschverläufe und der Un-

berechenbarkeit des THC-Abbaus davon ausgehen konnte, dass der Wirkstoff bei 

Antritt der Fahrt vollständig abgebaut war („Längere-Zeit-Rechtsprechung“, kritisch 

hierzu KG Berlin, B.v. 14.10.2014 – 3 Ws (B) 375/14 – Blutalkohol 52, 32, und daran 

anknüpfend OLG Oldenburg, B.v. 4.8.2015 – 2 Ss OWi 142/15 – juris; ebenso Funke 

in Münchener Kommentar zum Straßenverkehrsrecht, Bd. 1, 1. Auflage 2016, § 24a 
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StVG Rn. 61; Krumm in Haus/Krumm/Quarch, Gesamtes Verkehrsrecht, 1. Auflage 

2014, § 24a StVG Rn. 28). Es erscheint allerdings äußerst zweifelhaft, ob dem An-

tragsteller als angeblich einmaligem Cannabiskonsumenten diese Rechtsprechung 

überhaupt bekannt und bei der Verkehrskontrolle so präsent war, dass er sich spon-

tan zu einer solchen taktischen Einlassung in der Lage sah. Abgesehen davon ergibt 

es jedenfalls keinen Sinn, einen angeblich einmaligen Konsum (zunächst) um mehre-

re Monate in den Sommer zurück zu verlegen, wenn dem Betreffenden, wie der An-

tragsteller selbst einräumt, bewusst ist, dass man aufgrund des in Wahrheit erst kurz 

vor Fahrtantritt konsumierten Joints THC in seinem Blut nachweisen kann. Dass bei 

einem einmaligen und mehrere Monate zurückliegenden Cannabiskonsum noch THC 

im Blutserum festgestellt werden kann, erscheint ausgeschlossen. Welche Vorteile 

sich der Antragsteller von einer solchen Einlassung versprochen hat, bleibt unklar. Er 

muss sich daher an seinen spontanen und nicht überzeugend entkräfteten Äußerun-

gen anlässlich der Verkehrskontrolle festhalten lassen. 

 

c) Ebenfalls nicht durchdringen kann der Antragsteller mit seinen Ausführungen, aus 

dem in der entnommenen Blutprobe vom 28. November 2015 festgestellten THC-

Wert von 2,6 ng/ml ergebe sich nicht, dass er nicht zwischen dem Konsum von Can-

nabis und dem Führen von Kraftfahrzeugen trennen könne. Soweit er hierzu im Be-

schwerdeverfahren erstmals auf die Empfehlung der Grenzwertkommission für die 

Konzentration von THC im Blutserum zur Feststellung des Trennungsvermögens von 

Cannabiskonsum und Fahren (Blutalkohol 2015, 322) hinweist, sieht der Senat vor 

dem Hintergrund des insoweit zu Grunde zu legenden Gefährdungsmaßstabs derzeit 

keine Veranlassung, von dem THC-Grenzwert von 1,0 ng/ml abzuweichen, ab dem 

nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (U.v. 23.10.2014 – 3 C 

3.13 – NJW 2015, 2439 Rn. 28 ff.), der sich der Senat angeschlossen hat (B.v. 

10.3.2015 – 11 CS 14.2200 – juris Rn. 12 ff.), bei gelegentlichem Cannabiskonsum 

auch ohne Anforderung eines Fahreignungsgutachtens gemäß § 11 Abs. 7 FeV auf 

eine Beeinträchtigung der Fahrsicherheit und fehlende Fahreignung geschlossen 

werden kann. 

 

Richtig ist zwar, dass die Grenzwertkommission in ihrer Verlautbarung vom Septem-

ber 2015 empfohlen hat, bei (mindestens) gelegentlichem Cannabiskonsum eine 

Trennung von Konsum und Fahren im Sinne von Nr. 9.2.2 der Anlage 4 zur FeV zu 

verneinen, wenn im Blutserum eine THC-Konzentration von 3,0 ng/ml oder mehr 

festgestellt wurde. Daraus ergibt sich jedoch nicht, dass nicht auch unterhalb eines 

solchen Werts die Möglichkeit einer cannabisbedingten Beeinträchtigung der Fahrsi-

cherheit besteht. Das Bundesverwaltungsgericht hat den insoweit zu Grunde zu le-

genden Gefährdungsmaßstab im Hinblick auf die staatliche Pflicht, die Sicherheit des 
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Straßenverkehrs zu gewährleisten, und die schwerwiegenden Gefahren, die von 

Kraftfahrzeugführern, die in ihrer Fahrtüchtigkeit beeinträchtigt sind, für Leben und 

Gesundheit anderer Verkehrsteilnehmer ausgehen können, in Anlehnung an die 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu § 24a StVG (B.v. 21.12.2004 – 

1 BvR 2652/03 – NJW 2005, 349) dahingehend definiert, dass eine Beeinträchtigung 

der Fahrsicherheit durch den Cannabiskonsum sicher ausgeschlossen sein müsse. 

Nur dann, wenn eine solche Beeinträchtigung durch eine vorangegangene Einnahme 

von Cannabis unter keinen Umständen eintreten könne, liege eine ausreichende und 

im Hinblick auf die Verkehrssicherheit noch hinnehmbare Trennung zwischen Kon-

sum und Fahren vor (BVerwG, U.v. 23.10.2014 a.a.O. Rn. 32-36).  

 

Hiervon ausgehend ergibt sich aus der genannten Empfehlung der Grenzwertkom-

mission lediglich, dass bei einer THC-Konzentration ab 3,0 ng/ml im Blutserum ent-

weder zeitnaher oder häufiger Konsum vorliegen muss, nicht aber, dass erst ab einer 

solchen THC-Konzentration von einer möglichen Beeinträchtigung der Fahrsicherheit 

und fehlendem Trennungsvermögen auszugehen wäre. Vielmehr sieht auch die 

Grenzwertkommission ausdrücklich keine Veranlassung zu einer Neubewertung des 

von ihr am 20. November 2002 beschlossenen und durch weiteren Beschluss vom 

22. Mai 2007 bekräftigten Grenzwerts von 1,0 ng/ml zu § 24a Abs. 2 StVG (vgl. Blut-

alkohol 2015, 323). Die Empfehlung, bei gelegentlich Cannabis konsumierenden 

Personen nach Teilnahme am Straßenverkehr und einer festgestellten THC-Konzen-

tration von 3,0 ng/ml oder mehr im Blutserum eine Trennung von Konsum und Fah-

ren zu verneinen, hat die Grenzwertkommission vor dem Hintergrund des Umstands 

ausgesprochen, dass erhöhte THC-Konzentrationen bei chronischem Konsum „auch 

noch einige Tage nach dem letzten Konsum feststellbar sein können, also zu einem 

Zeitpunkt, an dem sicher keine akute Beeinflussung der Leistungsfähigkeit mehr vor-

liegt“ (Blutalkohol a.a.O. S. 323). Damit hat sie aber nicht zum Ausdruck gebracht, 

dass unterhalb einer solchen THC-Konzentration eine Beeinträchtigung der Fahr-

tüchtigkeit durch den Cannabiskonsum grundsätzlich ausgeschlossen ist. Andernfalls 

hätte sie unter Berücksichtigung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

vom 21. Dezember 2004 (a.a.O. Rn. 29), wonach für eine Verurteilung nach § 24a 

Abs. 2 StVG eine THC-Konzentration festgestellt werden muss, die es als möglich 

erscheinen lässt, dass der Kraftfahrzeugführer am Straßenverkehr teilgenommen 

hat, obwohl seine Fahrtüchtigkeit eingeschränkt war, an ihrem empfohlenen Grenz-

wert von 1,0 ng/ml für die Anwendung dieses Ordnungswidrigkeitentatbestands nicht 

explizit festhalten können. 

 

Bestätigt wird dies durch die Ausführungen des Vorsitzenden der Grenzwertkommis-

sion in einem Verfahren beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen (U.v. 20.1.2016 – 9 
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K 1253/15 – juris Rn. 50 ff.). Danach sei es auch bei gemessenen Werten von unter 

2 ng/ml THC nicht ausgeschlossen, dass es zu einer cannabisbedingten Beeinträch-

tigung der Fahrsicherheit komme (a.a.O. Rn. 56). Zwar könne unterhalb eines sol-

chen Werts nicht positiv festgestellt werden, ob sich das Leistungsverhalten des Be-

troffenen durch die Einwirkung von THC verschlechtert habe (a.a.O. Rn. 58). Auch 

lasse ein Wert von 1 ng/ml THC aufgrund der im Laufe des Abbauprozesses stetig 

steigenden Halbwertzeiten und des sich daraus ergebenden Kurvenverlaufs nicht 

zwingend darauf schließen, dass der letzte Konsum innerhalb weniger Stunden vor 

der Blutentnahme stattgefunden habe. Bei gelegentlichen Konsumenten könne je-

denfalls erst ab einem Wert von 3 ng/ml THC auf einen zeitnahen Cannabiskonsum 

geschlossen werden (a.a.O. Rn. 73-76). Zu einer Verkehrsbeeinträchtigung könne es 

aber bereits bei 1 ng/ml THC im Blutserum kommen (a.a.O. Rn. 83, 96). 

 

Daraus ergibt sich, dass die Empfehlung der Grenzwertkommission vom September 

2015 in erster Linie wohl den Umstand im Blick hat, dass bei häufigem Konsum auch 

noch einige Tage nach dem letzten Konsum erhöhte THC-Konzentrationen feststell-

bar sein können und in solchen Fällen eine THC-Konzentration von 3,0 ng/ml oder 

mehr zwar nicht unbedingt als Beleg für einen zeitnahen Konsum herangezogen 

werden kann, in jedem Fall aber auf fehlendes Trennungsvermögen schließen lässt. 

Hinsichtlich der hiervon zu unterscheidenden Frage, bei welcher THC-Konzentration 

die Möglichkeit einer Beeinträchtigung der Fahrsicherheit nicht mehr ausgeschlossen 

werden kann, geht aus der Empfehlung der Grenzwertkommission aber keine Abkehr 

von den bisherigen Verlautbarungen hervor. Angesichts der Klarstellungen des Vor-

sitzenden der Grenzwertkommission gegenüber dem Verwaltungsgericht Gelsenkir-

chen verbleibt es daher bei dem zuletzt maßgeblichen Risikogrenzwert von 1 ng/ml 

THC für das fehlende Trennungsvermögen wegen möglicher Beeinträchtigung der 

Fahrsicherheit (ebenso VG Gelsenkirchen a.a.O. Rn. 97; VG Düsseldorf, B.v. 

24.11.2015 – 14 L 3652/15 – juris Rn. 33 ff.; VG Münster, B.v. 2.12.2015 – 10 L 

1391/15 – VD 2016, 50 Rn. 17 ff.; VG Aachen, B.v. 7.3.2016 – 3 L 972/15 – juris 

Rn. 12 ff.; ähnlich VG Mainz, U.v. 20.1.2016 – 3 K 509/15.MZ – juris Rn. 25 ff.; offen, 

aber im Wege der Interessenabwägung zu Lasten des Fahrerlaubnisinhabers ent-

scheidend VG Düsseldorf, B.v. 30.11.2015 – 6 L 3751/15 – juris; zur Möglichkeit ei-

ner Beeinträchtigung der Fahrsicherheit ab 1 ng/ml THC bei Gelegenheitskonsumen-

ten vgl. auch Patzak in Körner/Patzak/Volkmer, Betäubungsmittelgesetz, 8. Auflage 

2016, vor §§ 29 ff. Rn. 389 unter Hinweis auf die Ergebnisse der sog. 1. Maastricht-

Studie). 

 

2. Die Beschwerde war daher mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 2 VwGO zurück-

zuweisen. Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 47, § 52 Abs. 1 i.V.m. § 53 Abs. 2 
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Nr. 2 GKG und den Empfehlungen in Nrn. 1.5 Satz 1, 46.1 und 46.3 des Streitwertka-

talogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit (abgedruckt in Kopp/Schenke, VwGO, 

21. Aufl. 2015, Anh. § 164 Rn. 14). 

 

3. Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

 

Dr. Borgmann Stadlöder Geist 
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